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sensanspruch besteht. Diese Auslegung führt zwar dazu, 
dass eine Unterscheidung der Sätze 2 und 3 des § 16 Abs. 4 
AufenthG hinfällig wird und der von dem Gesetzgeber 
beabsichtigten Fortgeltung der Bestimmungen der allge‑
meinen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz des 
Bundesministeriums des Innern vom 26. Oktober 2009 
(GMBl. 2009, 877, im Folgenden: Verwaltungsvorschrift), 
die Ausführungen zur Ermessensentscheidung enthalten, 
nur eingeschränkt nachgekommen werden kann 

(so VG Freiburg, Beschluss vom 20.06.2018 a. a. O.; VG Braun‑
schweig, Beschluss vom 22.02.2018 a. a. O.). 

Auch diesbezüglich beabsichtigt der Gesetzgeber mit dem 
neuen Gesetzesentwurf jedoch eine Änderung der Vor‑
schrift. So sollen die Differenzierungen der Sätze 2 und 3 
wegfallen und die Maßgaben der Richtlinie nur noch ›in 
modifizierter Form [gelten], da dort von einem Ermes‑
sen der Behörde ausgegangen wird‹. Diese Ausführungen 
belegen, dass es sich bei der geltenden Fassung des § 16 
Abs. 4 AufenthG nicht um eine bewusste, einschränken‑
de Regelung, sondern um ein gesetzgeberisches Versehen 
handelt. Dafür spricht nicht zuletzt auch der Umstand, 
dass selbst bei Außerachtlassung der unionsrechtlichen 
Vorgaben die Regelungen des § 16 AufenthG in sich 
nicht systematisch schlüssig bleibt. Denn § 16 Abs. 4 
AufenthG selbst vermittelt keinen eigenen Anspruch (vgl. 
BT‑Drs. 18/11136 S. 40 f.; BR‑Drs. 9/17); einen solchen 
Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für 
die Durchführung eines Studiums enthält nur § 16 Abs. 1 
AufenthG. Wäre dieser grundsätzlich von dem gesetzli‑
chen Anspruch im Sinne des § 16 Abs. 4 AufenthG ausge‑
schlossen, käme die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
auch nicht in den Fällen in Betracht, in denen nach alter 
Rechtsprechung eine Ausnahme vom Zweckwechselver‑
bot gegriffen hätte und die nach dem Willen des Gesetz‑
gebers beibehalten werden sollte.

Nach alledem ist abweichend von dem unter der al‑
ten Rechtslage geltenden Zweckwechselverbot § 16 Abs. 4 
Satz 2 AufenthG unionsrechtskonform dahingehend aus‑
zulegen, dass es sich im Fall des Wechsels eines Studiums 
bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis für das Folge‑
studium nach § 16 Abs. 1 AufenthG um einen.gesetzli‑
chen Anspruch im Sinne des § 16 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 
handelt. […]«
Einsender: RA Arta Djahanschiri, Mainz

Anmerkung 

Zu VG Karlsruhe: EU-Recht ermöglicht Fachwechsel 
bei erfolglosem Studium
Von Arta Djahanschiri, Mainz*

In einer kürzlich ergangenen Entscheidung hat sich das 
VG Karlsruhe zur unionsrechtskonformen Auslegung 
des § 16 Abs. 4 S. 2 AufenthG geäußert.1 Diese Norm 
nennt die Voraussetzungen für einen weiteren Aufent‑
halt, wenn ein Studium ohne Abschluss beendet wur‑
de. In diesem Fall darf nach dem Aufenthaltsgesetz eine 
Aufenthaltserlaubnis (AE) zu einem anderen Zweck nur 
erteilt werden, wenn dem Zweckwechsel ein gesetzlicher 
Anspruch (z. B. bei Elternschaft, Eheschließung, Flücht‑
lingsanerkennung) zugrunde liegt oder der Zweckwech‑
sel zur Aufnahme einer qualifizierten schulischen (§ 16b 
Abs. 2 AufenthG) bzw. betrieblichen Berufsausbildung 
(§ 17 AufenthG) in sogenannten Engpassberufen erfolgt.2 
Grundsätzlich ist nämlich die Erteilung einer AE zu ei‑
nem anderen Aufenthaltszweck nur möglich, wenn das 
Studium erfolgreich abgeschlossen wurde (§ 16 Abs. 4 S. 1 
AufenthG).

Das VG Karlsruhe hat nun entschieden, dass auch nach 
einem Studium, für das eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16 Abs. 1 S. 1 AufenthG erteilt worden ist und das nicht 
erfolgreich abgeschlossen wurde, eine AE für ein anderes 
konkretes Studium erteilt werden muss. Diesen gesetz‑
lichen Anspruch auf die Neuerteilung der AE nach § 16 
Abs. 1 AufenthG für das Folgestudium eröffne § 16 Abs. 4 
S. 2 AufenthG in unionsrechtskonformer Auslegung im 
Falle des Wechsels des Studienfachs.

Der Entscheidung des VG lag der folgende Fall zu‑
grunde: Der Antragsteller ist sogenannter Drittstaats‑
angehöriger und reiste 2014 nach Deutschland ein, um 
»European Studies« im Masterstudiengang zu studieren. 
Zur Durchführung dieses Studiums wurde ihm eine AE 
erteilt und mehrfach verlängert, zuletzt bis Juni 2017. Im 
September 2017 beantragte er abermals die Verlängerung 
der AE zur Durchführung eines Studiums, nunmehr in 
»International Relations and Diplomacy« an einer ande‑
ren Universität. Der Abschluss des ersten Studiengangs 
war daran gescheitert, dass er eine Prüfung nicht bestan‑
den hatte. Die Ausländerbehörde wies den Betroffenen 
auf seine verspätete Antragstellung hin, bescheinigte aber 
gleichwohl die Fortgeltung des bestehenden Aufenthalts‑
titels nach § 81 Abs. 4 AufenthG, jedoch ohne diese aus‑
drücklich nach § 81 Abs. 4 S. 3 AufenthG anzuordnen. Im 

* Arta Djahanschiri ist Rechtsanwalt mit Schwerpunkt im Migrations‑
recht. Er ist Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Migrationsrecht des 
Deutschen Anwaltvereins. 

1 VG Karlsruhe, Beschluss vom 10.4.2019 – 7 K 4692/18 – asyl.net: 
M27251, oben ausführlich zitiert.

2 Samel in: Bergmann/Dienelt, Kommentar Ausländerrecht, 12. Aufl. 
2018, AufenthG § 16, Rn. 34, 35.
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März 2018 lehnte die Ausländerbehörde schließlich die 
Erteilung der AE ab, forderte den Antragsteller auf, die 
Bundesrepublik innerhalb von 30 Tagen zu verlassen und 
drohte bei Nichtbefolgung die Abschiebung in sein Her‑
kunftsland an. 

Zur Gesetzeslage

§ 16 Abs. 1 S. 1 AufenthG vermittelt Drittstaatsangehöri‑
gen, also Personen, die nicht Staatsangehörige Deutsch‑
lands oder der weiteren EU‑Staaten sind, einen Anspruch 
auf Erteilung einer AE zum Zweck des Studiums. Voraus‑
setzung ist, dass der Nachweis der Annahme durch eine 
der in der Vorschrift bezeichneten Ausbildungseinrich‑
tungen geführt wird.

Nach alter Gesetzeslage stand die Erteilung einer AE zu 
Studienzwecken noch im Ermessen der Behörde. In Um‑
setzung europäischer Richtlinien wurde § 16 AufenthG 
neu gefasst und sieht nunmehr einen gesetzlichen An‑
spruch auf Erteilung der AE zu Studienzwecken vor.

Die Neufassung der Norm wirft aber vor dem Hinter‑
grund der REST‑Richtlinie3 offene Rechtsfragen auf in 
Fällen, in denen es zu einem Wechsel des Aufenthalts‑
zwecks kommt. Nach § 16 Abs. 4 S. 2 AufenthG kann eine 
AE zu einem anderen Zweck als dem ursprünglich vorge‑
sehenen Studienfach bei Studienabbruch nämlich nur in 
bestimmten Fällen erteilt werden, etwa wenn eine Ausbil‑
dung in einem sogenannten Engpassberuf aufgenommen 
wird oder wenn ein gesetzlicher Anspruch besteht (s. o.).

Art. 5 Abs. 3 UAbs. 1 REST‑RL sieht grundsätzlich ei‑
nen Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zu 
Studienzwecken vor, wenn alle allgemeinen und einschlä‑
gigen besonderen Bedingungen erfüllt sind. Es war bisher 
umstritten, wie die Fälle des Zweckwechsels, wie z. B. der 
Studienfachwechsel, zu bewerten sind und inwieweit die 
REST‑RL bei der Auslegung heranzuziehen ist.

Bisher einhellige Auffassung

Begehrte die betroffene Person bisher die Verlängerung 
einer AE zu Studienzwecken, war dies nach Verwaltungs‑
praxis und Rechtsprechung bislang regelmäßig nur mög‑
lich, wenn der Aufenthaltszweck noch nicht erreicht war 
und in einem angemessenen Zeitraum noch erreicht wer‑
den konnte. Nach dieser Auffassung war dies nicht mehr 
gegeben, wenn kein Studienabschluss absehbar war oder 
wenn das Studium unter Berücksichtigung der bisherigen 

3 REST‑RL (REsearchers and STudents), Richtlinie 2016/801/EU vom 
11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufent‑
halt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs‑ oder Studienzwecken, 
zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwil‑
ligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben 
und zur Ausübung einer Au‑pair‑Tätigkeit, abrufbar bei asyl.net unter 
»Gesetzestexte«.

Studienleistungen und des dafür aufgewendeten Zeitbe‑
darfs innerhalb einer Gesamtaufenthaltsdauer von zehn 
Jahren nicht abgeschlossen werden konnte.

Nicht als Wechsel des Aufenthaltszwecks galt schon 
bisher der Wechsel des Studienganges oder der Wechsel 
des Studienfaches innerhalb desselben Studienganges 
während einer Orientierungsphase von maximal 18 Mo‑
naten nach Beginn des Studiums oder wenn die bisheri‑
gen Studienleistungen im neuen Studienfach voll ange‑
rechnet werden.

War die betroffene Person allerdings aufgrund des 
Nichtbestehens einer Prüfung exmatrikuliert worden, war 
eine Verlängerung nicht möglich, da der Zweck der be‑
fristeten AE, nämlich der erfolgreiche Studienabschluss in 
dem konkreten Studienfach, selbstredend nicht erreicht 
werden konnte.

Auch die Neuerteilung der AE für ein anderes Studien‑
fach war in der Regel nicht möglich, da nach einhelliger 
Auffassung in Rechtsprechung und Literatur der Wechsel 
des Studiengangs zugleich einen Wechsel des Aufenthalts‑
zwecks darstellt.4 Infolgedessen galt die Regel des § 16 
Abs. 4 S. 3 AufenthG, wonach eine AE zu einem anderen 
Aufenthaltszweck während des Studiums grundsätzlich 
nur erteilt oder verlängert werden kann, sofern hierauf 
ein gesetzlicher Anspruch besteht. Einheitlich wurde da‑
von ausgegangen, dass damit aber nicht der Anspruch 
nach dem neuen § 16 Abs. 1 S. 1 AufenthG gemeint sein 
konnte. Andernfalls würden, so die Argumentation bis‑
her, die weiteren Regelungen des § 16 AufenthG, die die 
Verlängerung und Erteilung zu einem anderen Aufent‑
haltszweck regeln, unterlaufen. Dies ergäbe sich aus einer 
historischen und systematischen Auslegung der Norm.5

Entscheidung des VG

Dieser Auslegung ist das VG Karlsruhe in dem vorliegen‑
den, inzwischen rechtskräftigen Beschluss, entgegenge‑
treten.6 Die Formulierung des Gesetzgebers sei insofern 
missglückt, als dass nach dem Wortlaut des § 16 Abs. 4 S. 2 
AufenthG eine AE erteilt werden »darf«, wenn ein gesetz‑
licher Anspruch besteht. Dies könne allerdings nicht dazu 
führen, dass die Frage der Erteilung der AE ins Ermessen 
der Behörde gerückt werde.

Davon sei zum einen auszugehen, da die Neufassung 
des § 16 AufenthG der Umsetzung der REST‑Richtlinie 
diene und diese wiederum von einem unionsrechtlichen 
Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels beim Studi‑

4 OVG Rheinland‑Pfalz, Beschluss vom 12.5.2015 – 7 B 10364/15.
OVG, juris; OVG Nordrhein‑Westfalen, Beschluss vom 21.11.2011 – 
18 B 1220/11 –, juris.; vgl. auch OVG Niedersachsen, Beschluss vom 
27.4.2017 – 8 LA 60/17 – asyl.net: M25363; anders OVG Bremen, Be‑
schluss vom 8.2.2011 – 1B 322/10 –, juris

5 VG Braunschweig, Beschluss vom 22.2.2018 – 4 B 331/17 –, juris; VG 
Freiburg (Breisgau), Beschluss vom 20.6.2018 – 1 K 3401/18 –, juris.

6 VG Karlsruhe, Beschluss vom 10.4.2019, a. a. O. (Fn. 1).
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engangwechsel ausgehe. Lediglich die in Art. 20 REST‑RL 
vorgesehenen Ablehnungsgründe und die in Art. 21 
REST‑RL aufgeführten Gründe für die Entziehung oder 
Nichtverlängerung von Titeln seien zu beachten, rückten 
die Entscheidung aber nicht in das Ermessen der Behör‑
de. Zwar ermögliche Art. 21 Abs. 2 lit. f REST‑Richtlinie 
auch die Berücksichtigung von unzureichenden Studien‑
fortschritten, könne aber nicht dazu führen, dass hierbei 
pauschal auf das erfolglose Erststudium abgestellt werde. 
Es sei vielmehr entsprechend Art. 21 Abs. 7 REST‑Richtli‑
nie eine Einzelfallprüfung unter Wahrung des Verhältnis‑
mäßigkeitsgrundsatzes vorzunehmen.

Dies zeige sich selbst unter Außerachtlassung der uni‑
onsrechtlichen Vorgaben auch daran, dass die Systematik 
der Regelungen des § 16 AufenthG nicht schlüssig sei. § 16 
Abs. 2 S. 4 AufenthG sehe zwar Ausnahmen vom Zweck‑
wechselverbot vor, vermittle selbst aber keinen Anspruch 
auf eine AE. Diese Ausnahmen, die auch nach alter Recht‑
sprechung möglich waren und die nach dem Willen des 
Gesetzgebers beibehalten werden sollten, wären aber 
auch ausgeschlossen, wenn nicht auf die Vorschrift des 
§ 16 Abs. 1 AufenthG zurückgegriffen werden könnte, da 
nur dieser einen Anspruch auf Erteilung einer AE für die 
Durchführung eines Studiums enthalte.

Untermauert wird diese Auslegung durch die Absicht 
des Gesetzgebers, § 16 Abs. 4 AufenthG abzuändern.7 In 
der Begründung des Gesetzesentwurfs heißt es, dass im 
Fall des Studiengangwechsels eine AE zwar neu beantragt 
werden müsse, auf die Erteilung aber regelmäßig ein An‑
spruch bestehen dürfte. Explizit heißt es weiter, dass die 
neue Rechtslage die Vorgaben der REST‑Richtlinie auf‑
greife, die von einem Anspruch auf Erteilung eines Auf‑
enthaltstitels bei Studiengang‑ bzw. Hochschulwechsel 
ausgeht.

Im Verfahren war angeregt worden, ein Vorabentschei‑
dungsersuchen an den EuGH zu stellen. Das VG ging in 
seiner Entscheidung hierauf nicht ein. Eine Vorlagepflicht 
bestand nicht, da die Sache im Hauptverfahren weiter be‑
trieben werden kann.8

Interessanter Nebenaspekt des Beschlusses war die in 
prozessualer und didaktischer Hinsicht relevante Fra‑
ge, wie sich ein verspätet gestellter Antrag auf Verlänge‑
rung/Neuerteilung der AE auswirkt. Gesetzlich vorge‑
sehen ist, dass eine AE bis zur Behördenentscheidung 
fortbesteht, wenn der Verlängerungsantrag rechtzeitig vor 
ihrem Ablauf gestellt wurde (§ 81 Abs. 4 S. 1 AufenthG, 
sogenannte Fiktionswirkung). Wenn der Verlängerungs‑
antrag verspätet gestellt wurde, gilt diese gesetzliche Fik‑
tionswirkung nicht, die Ausländerbehörde kann aber 
in Härtefällen die Fortgeltungswirkung anordnen (§ 81 
Abs. 4 S. 3 AufenthG). Im vorliegenden Fall hatte der An‑

7 Gesetzesentwurf Fachkräfteeinwanderungsgesetz, BT‑Drs. 19/8285, 
S. 10 f.,91.

8 Siehe Ralf Kanitz, Vorabentscheidungsersuchen vor dem EuGH, Asyl‑
magazin 7–8/2017, S. 268.

tragsteller erst drei Monate nach Ablauf des Aufenthalts‑
titels den Verlängerungsantrag gestellt. Die zuständige 
Ausländerbehörde hatte gleichwohl eine Fiktionsbeschei‑
nigung ausgestellt, ohne aber die Fortgeltungswirkung 
ausdrücklich gemäß § 81 Abs. 4 S. 3 AufenthG anzuord‑
nen.

Zwar könne, so das Gericht, allein aus der Erteilung 
der Fiktionsbescheinigung nicht der Rückschluss gezo‑
gen werden, dass die erteilende Ausländerbehörde die 
Fortgeltungswirkung tatsächlich angeordnet habe. Viel‑
mehr könnte die Ausländerbehörde die Fiktionswirkung, 
die im vorliegenden Fall wegen des verspäteten Antrags 
nicht kraft Gesetzes eingetreten ist, fehlerhaft bescheinigt 
haben. Der Regelungsgehalt der Bescheinigung sei unter 
Berücksichtigung aller Umstände des konkreten Einzel‑
falls zu ermitteln. Dabei sei zugrunde zu legen, wie die 
betroffene Person bei objektiver Würdigung den erklär‑
ten Willen der Ausländerbehörde verstehen konnte. Von 
einer Anordnung der Fortgeltungswirkung könne unter 
anderem dann nicht ausgegangen werden, wenn die Fik‑
tionsbescheinigung erkennbar routinemäßig ausgestellt 
worden sei. Im vorliegenden Fall verhielt es sich allerdings 
so, dass der Antragsteller bei Antragstellung auf die Ver‑
spätung hingewiesen hatte und Gründe hierfür erläutert 
hatte, sodass in der Erteilung der Fiktionsbescheinigung 
kein Irrtum im oben genannten Sinne gesehen werden 
konnte. Prozessuale Folge war, dass im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes allein § 80 Abs. 5 VwGO den 
statthaften Rechtsbehelf darstellt.

Fazit

An dem Zweckwechselverbot dürfte, im Fall des Wechsels 
der Fachrichtung im Studium, vor dem Hintergrund der 
Vorgaben der REST‑Richtlinie und erst recht im Hinblick 
auf die geplante Gesetzesänderung, nicht mehr festgehal‑
ten werden können. Hatte der Gesetzgeber bei der Geset‑
zesänderung im Jahr 20179 in der Gesetzesbegründung10 
noch ausgeführt, dass die allgemeinen Verwaltungsvor‑
schriften zum Aufenthaltsgesetz bezüglich eines Wechsels 
des Studiengangs oder Studienfachs unverändert fortgel‑
ten, so heißt es nun, dass die Ausführungen in den all‑
gemeinen Verwaltungsvorschriften in modifizierter Form 
anzuwenden seien, da dort von einem Ermessen der Be‑
hörden ausgegangen wird.11

Diese Klarstellung entzieht der bisherigen Rechtspre‑
chung12 zu § 16 Abs. 4 S. 2 AufenthG die Argumentati‑

9 Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der EU zur 
Arbeitsmigration, BGBL, Jahrg. 2017, Teil I, Nr. 27.

10 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtli‑
nien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration, BT‑Drs. 18/11136.

11 Entwurf Fachkräfteeinwanderungsgesetz, a. a. O. (Fn. 7), S. 10 f., 91.
12 Vgl. zuletzt VG Braunschweig vom 22.2.2018, a. a. O. (Fn. 5) und 

VG Freiburg vom 20.6.2018, a. a. O. (Fn. 5).
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onsgrundlage, sodass zu erwarten ist, dass die Rechtspre‑
chung aufgegeben werden wird und nunmehr im Sinne 
der vorliegenden Entscheidung des VG Karlsruhe zu ent‑
scheiden sein wird.

Sofern also keine Gründe für die Ablehnung, Entzie‑
hung oder Nichtverlängerung eines Aufenthaltstitels im 
Sinne des Kapitels IV der REST‑RL vorliegen, besteht ein 
Anspruch auf Neuerteilung der Aufenthaltserlaubnis.

Weitere Entscheidungen:

• OVG Sachsen-Anhalt: Zurückliegende Täuschungen 
stehen im Ausnahmefall Bleiberecht entgegen: 

1. Der Versagungstatbestand des § 25b Abs. 2 Nr. 1 
AufenthG erfasst grundsätzlich keine zurückliegenden 
Täuschungshandlungen. 

2. Allerdings stehen zurückliegende Täuschungen und 
Straftaten der Titelerteilung ausnahmsweise dann entge‑
gen, wenn sie so bedeutsam sind, dass sie schwerer als 
die erbrachten Integrationsleistungen wiegen (so auch 
OVG Nordrhein‑Westfalen, Beschluss vom 21.7.2015 – 18 
B 486/14 – asyl.net: M23135; VG Saarland, Beschluss vom 
18.8.2016 – 6 L 966/16 – asyl.net: M24226; OVG  Sach‑
sen‑Anhalt, Beschluss vom 23.9.2015 – 2 M 121/15. 

3. Eine über neun Jahre andauernde Täuschung über 
die wahre Identität und Staatsangehörig keit ist derart be‑
deutsam, dass sie der Titelerteilung entgegen steht. (Leit‑
sätze der Redaktion)
Beschluss vom 8.4.2019 – 2 M 30/19 – asyl.net: M27247

• OVG Sachsen-Anhalt: Titelerteilungssperre wegen 
Asylantrag greift nicht bei Verlängerung eines Aufent‑
haltstitels: 

1. Ein Aufenthaltstitel kann entgegen der Titelertei‑
lungssperre des § 10 Abs. 3 AufenthG auch dann verlän‑
gert werden, wenn ein Asylantrag unanfechtbar abge‑
lehnt wurde, da die Ausnahmeregelung des § 10 Abs. 2 
AufenthG bei Titelverlängerungen greift. 

2. Für die Verlängerung gelten dann allein die (sonsti‑
gen) Vorschriften des AufenthG, sodass weder aus einer 
gebundenen Entscheidung über § 10 Abs. 2 AufenthG 
eine Ermessensentscheidung wird, noch bei einer Ermes‑
sensentscheidung die Stellung bzw. unanfechtbare Ableh‑
nung eines Asylantrags berücksichtigt werden darf. Auch 
von der Erteilungsvoraussetzung des Visumsverfahrens 
gemäß § 5 Abs. 2 AufenthG ist dann abzusehen, da § 39 
Nr. 1 AufenthV einschlägig ist. 

3. Ein Rechtsschutzinteresse am Eilrechtsschutz ist trotz 
Vorliegens einer Duldung gemäß § 60a Abs. 4 AufenthG 
gegeben, da die gerichtlich angeordnete aufschiebende 
Wirkung des Widerspruchs gegen den die Titelverlänge‑
rung ablehnenden Bescheid der betroffenen Person eine 
günstigere Rechtsposition vermittelt. Denn die Erteilung 
einer Duldung stellt als Maßnahme der Verwaltungsvoll‑

streckung lediglich einen vorübergehenden tatsächlichen, 
nicht aber einen rechtlichen Schutz dar. Die vom Gericht 
angeordnete aufschiebenden Wirkung führt hingegen 
zum Ausschluss der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht 
sowie zur beschränkten Fiktion des Fortbestehens des 
bisherigen Aufenthaltstitels bezüglich der Aufnahme und 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit gemäß § 84 Abs. 2 S. 2 
AufenthG. Zudem finden die Regelungen über die Wohn‑
sitzauflage aus § 61 Abs. 1 d AufenthG dann keine Anwen‑
dung. (Leitsätze der Redaktion)
Beschluss vom 8.3.2019 – 2 M 148/18 – asyl.net: M27113

• OVG Niedersachsen: Keine Pflicht zur Ankündigung 
der Abschiebung bei Erlöschen der Duldung: 

»Die aus § 60a Abs. 5 Satz 4 AufenthG folgende Pflicht 
der Ausländerbehörde, die durch Duldungswiderruf vor‑
gesehene Abschiebung eines länger als ein Jahr gedulde‑
ten Ausländers diesem mindestens einen Monat vor Ab‑
schiebung anzukündigen, ist auf den Fall des Erlöschens 
der Duldung durch Eintritt einer auflösenden Bedingung 
(§ 61 Abs. 1e AufenthG) nicht entsprechend anwendbar.« 
(Amtlicher Leitsatz)
Beschluss vom 11.1.2019 – ME 220/18 – asyl.net: M26980

• VG Potsdam: Erfolgreiche Untätigkeitsklage auf Ver‑
längerung der Aufenthaltserlaubnis während des Wider‑
rufsverfahrens: Die Ausländerbehörde ist verpflichtet, die 
Aufenthaltserlaubnis zu verlängern, solange der Schutz‑
status nicht bestandskräftig widerrufen wurde. (Leitsatz 
der Redaktion)
Beschluss vom 13.2.2019 – 8K 3555/18 – asyl.net: M27074

• VG Hamburg: Bereithalteverfügung kann auf § 46 
Abs. 1 AufenthG gestützt werden: 

1. Eine Verfügung, mit der einer im Dublin‑Verfahren 
zu überstellenden Person auf gegeben wird, sich in der 
Nachtzeit in dem ihr zugewiesenen Unterkunftsraum für 
die Überstellung bereit zu halten, kann auf § 46 Abs. 1 
AufenthG als Ermächtigungs grundlage gestützt werden. 
Hiernach kann die Ausländerbehörde gegenüber voll‑
ziehbar Ausreisepflichtigen Maßnahmen zur Förderung 
der Ausreise treffen. (Entgegen OVG Niedersachsen, Be‑
schluss vom 22.1.2018 – 13 ME 442/17 – Asylmagazin 
3/2018, S. 100;  asyl.net: M25921). 

2. In der Verfügung muss unter Einhaltung des Verhält‑
nismäßigkeitsgrundsatzes berücksichtigt werden, wenn 
aufgrund der Rückführungspraxis sowohl des überstel‑
lenden Staats als auch des Zielstaats der Überstellung ein 
Vollzug ohnehin nicht stattfinden würde. Im vorliegenden 
Fall ist die Bereithalteverfügung unverhältnismäßig und 
somit ermessensfehlerhaft, das sie sich über drei Mona‑
te erstreckt und allgemein den Zeitraum 22:00–6:00 Uhr 
vorgibt. (Leitsätze der Redaktion)
Beschluss vom 16.11.2018 – 7 E 4941/18 – asyl.net: 
M26829


